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Résumé 

Le Groupement suisse pour les régions de montagne (SAB) soutient l’introduction du 
droit de veto sur les ordonnances selon les modalités et la procédure proposées par 
la Commission des institutions politiques du Conseil national. De nombreuses dispo-
sitions légales particulièrement importantes pour les régions de montagne sont ac-
tuellement contenues dans des ordonnances d’exécution, notamment dans les do-
maines des prestations postales et de la politique énergétique. Les instruments dont 
dispose l’Assemblée fédérale selon la loi sur le Parlement ne lui permettent pas 
d’intervenir de manière efficace lorsqu’une disposition d’exécution ne correspond pas 
à la volonté du législateur. Le SAB est conscient que le droit de veto sur les ordon-
nances soulève des questions constitutionnelles complexes. En vertu de la sépara-
tion des pouvoirs, il considère cet instrument comme un instrument essentiellement 
préventif. Il est important de veiller à ce que la procédure ne conduise pas à des blo-
cages du processus législatif. 
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Vernehmlassung: (14.422 n Pa.Iv. Aeschi Thomas). Einführung des Verordnungsvetos 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 

sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-

men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-

band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 

für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein.  

Mit Schreiben vom 19. Juni 2018 laden die Staatspolitische Kommissionen ein, sich zur Einführung 

eines Verordnungsvetos (Pa.Iv. Aeschi, 14.422) zu äussern. Mit dem Vorentwurf verschiedener Ge-

setzesänderungen wird vorgeschlagen, dass die Bundesversammlung gegen Verordnungen des Bun-

desrates oder der Departemente das Veto einlegen kann. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv 

dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Der sgv unterstützt die vorgesehene Einführung eines Verordnungsvetos durch die Bundes-
versammlung. Zudem unterstützt er die Minderheitsanträge Rutz et al. (Minderheit II und III). 

Mit dem Verordnungsveto sollen die eidgenössischen Räte im Rahmen ihrer Legislativfunktion ein Ve-
toinstrument für jene Fälle erhalten, in denen Bundesrat und Verwaltung eine Verordnungsbestim-
mung nicht im Sinne des Gesetzes erlassen. Damit erhält der Gesetzgeber ein Instrument, Detailbe-
stimmungen zu korrigieren, wenn sie nicht seinem Willen entsprechen. Die Hürde für das Verord-
nungsveto wird mit einem Drittel des jeweiligen Rats (67 im Nationalrat, 16 im Ständerat) und der zeit-
lichen Dringlichkeit (Einreichung innert 15 Tagen nach der Publikation beim Ratssekretariat) hoch an-
gesetzt. Zudem muss ein entsprechender Antrag begründet werden. Diese Begründung soll dem Bun-
desrat Hinweise geben, wie die Verordnung abgeändert werden muss, sollte der Antrag angenommen 
werden. 

Mit diesen quantitativen und qualitativen Hürden können Blockade- und Obstruktionspolitik vermieden 
werden. Das Verordnungsveto soll ein Instrument für Ausnahmefälle werden und primär eine präven-
tive Wirkung entfalten. Bundesrat und Verwaltung sollen die entsprechenden Verordnungen im Wis-
sen darum, dass sie dem Veto unterliegen, erlassen und damit beim Erlass besondere Umsicht an 
den Tag legen.
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Aus rechtlichen oder sachlichen Gründen sollen bestimmte Verordnungen nicht dem Verordnungsveto 
unterstellt werden können, z. B. wenn zeitliche Dringlichkeit gefordert ist wie im Falle von Sperrung 
von Vermögenswerten. 

Werden hingegen Verordnungsänderungen von sozial- und wirtschaftspolitisch bedeutender Trag-
weite vorgenommen, wie das im Fall der Anpassung des Höchstzinssatzes für Konsumkredite (Ände-
rung der Verordnung zum Konsumkreditgesetz (VKKG)) der Fall gewesen ist, soll ein Verordnungs-
veto grundsätzlich möglich sein. 

Position des sgv zu den Minderheitsanträgen Rutz et al. 

Eine Minderheit (Minderheit II) verlangt, dass der ursprüngliche Antrag von mindestens einem Drittel 
der Mitglieder eines Rates in jedem Fall vom Rat behandelt werden muss, auch wenn er von der zu-
ständigen Kommission nicht unterstützt wird. Der Schweizerische Gewerbeverband sgv unterstützt 
diese Forderung aus demokratiepolitischen Gründen. Wenn die Hürden für ein Verordnungsveto be-
wusst hoch gesetzt werden, soll das Ratsplenum in jedem Fall Stellung nehmen können. Zudem ent-
spricht dieses Vorgehen dem üblichen Verfahren bei Anträgen in den Kommissionen. 

Ein weiterer Minderheitsantrag (Minderheit Rutz et al. III) fordert die Möglichkeit der Behandlung eines 
Antrages durch das Plenum ohne vorgängige Beratung durch die Kommission. Auch diese Möglichkeit 
soll für gewisse Fälle geschaffen werden können. Das soll aber die Ausnahme bilden, da ein gewisses 
Risiko besteht, dass die Konsequenzen eines Vetos ohne vorgängige Prüfung durch die Kommission 
nicht genügend geklärt werden können. 

Wir danken für die Berücksichtigung der Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor, Nationalrat Ressortleiter 
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Sehr geehrte Damen und Herren,  

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund bedankt sich für die Möglichkeit, zur obengenannten Pa. 

Iv. Stellung nehmen zu dürfen.  

Der SGB spricht sich klar gegen die obenerwähnte Pa. Iv. bzw. den dazugehörigen Vorentwurf aus.  

Unserer Ansicht nach würde dieses neue Instrument den Grundsatz der Gewaltenteilung missach-

ten, wonach die Bundesversammlung für die Gesetze und der Bundesrat für die Verordnungen 

zuständig sind. Es würde zu einer unklaren Verteilung der Zuständigkeiten und zu einer Vermi-

schung der Verantwortlichkeiten führen. 

Weiter könnte so eine parlamentarische „Sperrminorität“ den Rechtsetzungsprozess auch nach 

Unterlegung, sogar nach einer Volksabstimmung, torpedieren. Dies wäre gerade für die Schweiz 

mit ihren direktdemokratischen Instrumenten höchst bedenklich.  

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Luca Cirigliano 

Präsident Zentralsekretär 
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Zürich, 3. Juli 2018 

 

14.422 n Pa.Iv. Aeschi Thomas. Einführung des Verordnungsvetos: Stellungnahme zur 
Vernehmlassung  

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen des laufenden Vernehmlassungs-
verfahrens zur Pa. Iv. Aeschi Thomas, Einführung des Verordnungsvetos Stellung zu nehmen. 
GastroSuisse, der grösste gastgewerbliche Arbeitgeberverband für Hotellerie und 
Restauration mit rund 20'000 Mitgliedern (Hotels, Restaurants, Cafés, Bars etc.) in allen 
Landesgegenden, organisiert in 26 Kantonalsektionen und vier Fachgruppen, nimmt im 
Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Parlamentsgesetzes (Einführung des 
Verordnungsvetos) gerne wie folgt Stellung: 

 
I. Allgemeine Würdigung 

GastroSuisse befürwortet die Einführung eines Verordnungsvetos. Jedoch teilt der Verband 
die Auffassung des Bundesrates, dass das neue Instrument den Rechtsetzungsprozess nicht 
übermässig verzögern oder blockieren darf. Mit den kurzen Fristen für den Ablauf des 
Verfahrens sowie den Einschränkungen – den Ausnahmen und der begrenzten Gültigkeit auf 
rechtsetzende Bestimmungen – wird dies erreicht. Aus demselben Grund hält GastroSuisse 
die Einführung eines Verordnungsvetos für geeigneter als eine Genehmigungspflicht für 
Verordnungen.  

 
II. Zu den einzelnen Änderungen des Parlamentsgesetzes 

GastroSuisse befürwortet sämtliche Änderungen des Parlamentsgesetzes gemäss Vorentwurf 
zur Einführung des Verordnungsvetos.  

 
III. Zu den Änderungen anderer Bundesgesetze 

GastroSuisse befürwortet, dass das Verordnungsveto für Verordnungen nach Art. 39 Abs. 1 
des Lebensmittelgesetzes ausgeschlossen wird. Der Verband ist jedoch der Meinung, dass 
die Ausnahme nicht für Verordnungen nach Art. 39 Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes gelten 
soll.  
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Solange die Gesundheit der Bevölkerung nicht gefährdet ist, besteht keine Dringlichkeit. 
Deshalb soll das Verordnungsveto hier nicht unnötig ausgeschlossen werden.  

 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  

Freundliche Grüsse 

GastroSuisse 

 

    

Daniel Borner Severin Hohler 

Direktor Leiter Wirtschaftspolitik 
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VOV UTP •••• 

Parlamentarische Initiative. Einführung des Verordnungsvetos 

Der Verband offentlicher Verkehr lehnt Verordnungsveto ab 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1 

Verband êiffentlicher Verkehr 
Union des transports publics 
Unione dei trasporti pubblici 

Ais Dachverband der nationalen Transportunternehmen des ëffentlichen Verkehrs nimmt der 
Verband ëffentlicher Verkehr (VëV) gerne Stellung zu den Gesetzesanderungen betreffend 
Verordnungsveto. 

Verordnungsbestimmungen haben sich an gesetzlichen Grundlagen zu orientieren und dem Willen 
des Gesetzgebers zu entsprechen. Da die Bundesamter über vertieftes Sachwissen verfügen und 
die wesentlicl;ien Probleme beim Zeitpunkt der Umsetzung des Gesetzes teilweise nicht bekannt 
sind, kënnen Verordnungen den Willen des Gesetzgebers missachten. Dass die 
Bundesversammlung daher eine «Notbremse» wünscht, ist in gewissen Fallen verstandlich . 
Bereits heute ist aber durch die Konsultation der zustandigen parlamentarischen Kommission die 
Mëglichkeit vorhanden, die Umsetzung des Willens des Gesetzgebers auf Verordnungsstufe zu 
prüfen. 

Der VëV lehnt das Verordnungsveto ab und folgt der Kommissionsminderheit: Mit dem Veto wird in 
die Gewaltentrennung eingegriffen. Dies führt zu unklaren Zustandigkeiten und einer Vermischung 
der Verantwortlichkeiten . Das Verordnungsveto erhëht zudem die Belastung von Parlament und 
Bundesrat, da mit wenigen Ausnahmen jede Verordnung dem Verordnungsveto unterliegt. Dies 
führt zu unnëtigen Verzëgerungen im Gesetzgebungsprozess. Mit der Einreichungsfrist von 15 
Tagen wird diese Problematik nur bedingt entscharft, da bei erfolgreichem Zustandekommen des 
Antrags für ein Verordnungsveto ein aufwandiges Verfahren in Gang gesetzt wird . Es ist daher 
zweifelhaft, ob mit dem Verordnungsveto das Ziel der Verordnungsanderung schneller erreicht 
wird ais über eine Motion oder parlamentarische Initiative. lnwiefern verhindert werden soli, dass 
das Verordnungsveto nicht zum Zwecke der Obstruktion und Verzëgerung verwendet wird, ist nicht 
klar. lnsbesondere die «praventive Wirkung» ist nicht zu unterschatzen. Politische Gruppierungen 

1 

Verband êiffentlicher Verkehr, Genossenschaft 
Union des transports publics, société coopérative 
Uni one dei trasporti pubblici , società cooperativa 

1 

Dahlhêilzliweg 12 
CH-3000 Bern 6 
www.voev.ch/www.utp.ch 

1 

info@voev.ch/info@utp.ch 
Tel. +41 31 359 23 23 
Fax +4131359 2310 



oder Lobbyorganisationen kënnen durch die Androhung des Verordnungsvetos bereits in der 
Erarbeitungsphase Einfluss auf die Bundesamter nehmen. 

Der VëV begrüsst ausdrücklich, dass die Vorlage das Verordnungsveto lediglich ais «Notbremse» 
definiert und hohe Hürden für die Einreichung eines Antrages geschaffen werden. Die 
Einschrankungen des Anwendungsbereichs sind zudem für das Funktionieren des Rechtsstaates 
ausserst notwendig. Die Blockierung oder Verzëgerung des Rechtsetzungsprozesses muss auf 
jeden Fall verhindert werden. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Ueli Stückelberger 
Direktor VëV 

n. ktLe_, 
Mirjam Bütler 
Vizedirektorin VëV 
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Zürich, 24. August 2018 mr 

Vernehmlassung: 14.422 n Pa.Iv. Aeschi Thomas. Einführung des 
Verordnungsvetos 
 

Sehr geehrter Damen und Herren 

 

Im Namen des Verbands Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen (VSEI) danken wir Ihnen für 

die Möglichkeit, zu den Änderungen des Parlamentsgesetzes (ParlG) Stellung nehmen zu können. 

Der VSEI ist die Berufsorganisation für rund 2‘000 Elektro- und Telekommunikations-

Installationsfirmen mit über 40‘000 Mitarbeitenden. Jährlich schliessen ca. 3‘000 Lernende ihre 

Grundbildung in einem der VSEI-Berufe Elektroinstallateur, Montage-Elektriker, Telematiker und 

Elektroplaner ab. Die Ausbildung zum Elektroinstallateur EFZ gehört zu den zehn meist gewählten 

Grundbildungen. Mehr als 1‘300 Personen absolvieren jährlich eine Prüfung auf Niveau 

Berufsprüfung und höhere Fachprüfung. Damit ist die Branche eine der grössten Ausbildnerinnen 

im Bereich der handwerklichen Berufe in der Schweiz.  

Der VSEI lehnt die Einführung eines Verordnungsvetos des Parlaments ab. Sie stellt einen 

unnötigen Eingriff in die Gewaltenteilung dar und verkompliziert den Gesetzgebungsprozess. Das 

Parlament verfügt ausserdem bereits über ausreichend Mittel um gegen unerwünschte 

Verordnungen oder Verordnungsbestandteile vorzugehen. Hingegen entziehen sich bestimmte 

Regulierungen unterhalb der Verordnungsstufe jeglicher demokratischer Kontrolle. Deshalb 

sollten auch bei Wegweisungen, Behelfen und Praxisänderungen seitens der Verwaltung 

ordentliche Vernehmlassungsverfahren durchgeführt werden. 

Der von der SPK-N ausgearbeitete Entwurf versteht das Verordnungsveto als „Notbremse“ für 

Verordnungen, die über den gewünschten Regulierungsgrad des Gesetzgebers hinausgehen oder – 

im seltensten Fall – gegen den eigentlichen Willen des Parlaments verstossen. Verordnungen 

stellen das Bindeglied zwischen allgemein-abstrakter Gesetzesnorm und alltäglicher Praxis dar. Sie 

sind damit einer der Haupttreiber der Regulierungskosten, die von Bundesrat und Parlament als 

ein grosses Problem für die gesamte Schweizer Wirtschaft identifiziert wurden. Der VSEI 

unterstützt grundsätzlich Massnahmen, die dazu führen können, Regulierungskosten zu senken. 

Gegenüber der Einführung des Verordnungsvetos hat er aber – nicht zuletzt aus staatspolitischen 

Gründen – grosse Bedenken. 
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Eine Divergenz zwischen Gesetz und Verordnung kann nur dann entstehen, wenn der Gesetzgeber 

den Bundesbehörden einen gewissen Spielraum bei der Ausarbeitung von Detailbestimmungen 

einräumt. Dies geschieht ganz bewusst, nicht zuletzt weil so die nötige Flexibilität geschaffen wird, 

praxisrelevante Bestimmungen den aktuellen Gegebenheiten anzupassen, ohne den langwierigen 

parlamentarischen Gesetzgebungsprozess zu absolvieren. Damit steht es dem Parlament aber 

bereits heute frei, den Spielraum der Behörden zu begrenzen. Hinzu kommt, dass ungewollte 

Bestimmungen in den Verordnungen später durch reguläre parlamentarische Vorstösse angepasst 

werden können. Zudem sind die zuständigen parlamentarischen Kommissionen bereits beim 

Vernehmlassungsverfahren zu den Verordnungen zur Stellungnahme aufgerufen. 

Demgegenüber erhöht die Einführung des Verordnungsvetos den Einfluss des Parlaments nur 

bedingt, zumal das Veto sich nur gegen die Verordnung als Ganzes und nicht auf 

Teilbestimmungen bezieht. Dies dürfte gerade für die Bundesbehörden eine schwierige 

Ausgangslage darstellen, da bei der Nutzung des Ermessensspielraums stets das Veto droht. Das 

dürfte den Gesetzgebungsprozess als solchen verzögern. Damit erhöht sich vor allem die 

Rechtsunsicherheit, was insbesondere für die Unternehmen ein Problem darstellt. Sie sind schnell 

auf klare Verhältnisse und Fristen angewiesen, um ihre Prozesse den rechtlichen Gegebenheiten 

anzupassen. Im Vergleich zum Status quo bringt ihnen die Einführung des Verordnungsvetos 

deshalb kaum einen Vorteil. 

Neben den Verordnungen bestehen Regulierungen, die vom Parlament gar nicht beurteilt werden 

können und die auch sonst kein Vernehmlassungsverfahren durchlaufen. So werden bspw. 

Messweisen und Kontrollgegenstände in Wegleitungen ausgegeben, die eine eigentliche 

Ausdehnung des gesetzlichen Regelungsgegenstands darstellen, ohne Einbindung des 

Gesetzgebers oder interessierter Kreise. Dies führt gerade für Unternehmen, insbesondere auch 

durch die fehlende Kommunikation durch die Behörden, zu grossen Schwierigkeiten im 

Arbeitsalltag und zu hohen Kosten. Im Gegensatz zur Einführung des Verordnungsvetos würde eine 

Ausdehnung des Vernehmlassungsverfahrens auf solche informellen Regulierungen tatsächlich zu 

mehr Kontrolle des Parlaments und zu einer Senkung der Regulierungskosten führen.  

 

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

 

  

Simon Hämmerli Michael Rupp 

Direktion Öffentlichkeitsarbeit 
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Bern, 26. September 2018 
 
 

14.422 n Pa. Iv. Aeschi Thomas. Einführung des Verordnungsvetos 
 
Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Kommissionsmitglieder 
 
Mit Schreiben vom 19. Juni 2018 laden Sie uns ein, an der Vernehmlassung zur Einführung eines 
Verordnungsvetos teilzunehmen, wofür wir uns bedanken. Gerne nehmen wir dazu wie folgt Stellung: 
 
 

Position curafutura 
 

curafutura unterstützt die Einführung eines Verordnungsvetos als «Instrument für Ausnahmefälle» und 
als «Instrument mit präventivem Wirkungscharakter» wie es die Staatspolitische Kommission vorschlägt. 
Mit der das KVG betreffenden Ausnahme (Prämienverbilligung Art. 66a KVG) ist curafutura einverstanden. 
 

 
 

Begründung 
 
Instrument mit präventivem Charakter 
Wie die Staatspolitische Kommission in ihrem erläuternden Bericht schreibt, lässt sich bei der Frage der 
Delegation der Befugnisse zur Rechtsetzung an den Bundesrat oder an ihm untergeordnete Organe die 
Abgrenzung vom «Wichtigem» und «weniger Wichtigem» in der politischen Praxis nicht immer 
trennscharf vornehmen. Bundesrat und Verwaltung versuchen in der Regel, den im Rahmen der 
Gesetzgebung geäusserten Absichten des Gesetzgebers Rechnung zu tragen. Jedoch verfügt die 
Verwaltung über vertiefte Sachkenntnisse und soll auch vorausschauend agieren. Das kann zu einer vom 
Gesetzgeber nicht erwünschten Eigendynamik führen. Ein relativ eng gefasstes Verordnungsveto wie es 
die Staatspolitische Kommission vorschlägt, kann als präventives Instrument dienen, so dass Bundesrat 
und Verwaltung noch besser versuchen, den Willen des Gesetzgebers zu beachten. Im Ausnahmefall soll 
das Verordnungsveto zur Korrektur dienen. 
 
Definition und Verfahren des Verordnungsvetos 
curafutura teilt die Ansicht der Kommission, in welchen Fällen ein Verordnungsveto rechtlich nicht 
zulässig oder zweckmässig ist. curafutura unterstützt zudem die Hürden, die für die Einleitung des 
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